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1. EINLEITUNG  

Kanzlerkandidatin und Grünen-Vorsitzende Anna-

lena Baerbock nannte es bei Twitter eine »his-

torische Entscheidung«, ihr Pendant der CDU, 

Ministerpräsident Armin Laschet, einen »historischen 

Moment«. Bundesfinanzminister Olaf Scholz von der 

SPD sah das Urteil des Ersten Senats des Bundesver-

fassungsgerichts vom 24. März 2021 als »cool« an.1 Die 

Rede ist vom sogenannten »Klima-Urteil«.2

 

Mehrere Bürger hatten für sich oder schutzbefohlene 

Kinder Verfassungsbeschwerde eingereicht und nun teil-

weise Recht bekommen, wenn auch »nur« in Bezug auf 

die Minderungsziele des Bundes-Klimaschutzgesetzes 

ab dem Zeitraum 2031. Knapp formuliert verpflichtet es 

den Gesetzgeber dieses Gesetz so nachzubessern, dass 

das Erreichen der gesetzten Klimaschutzziele einem 

geordneten Reduktionspfad folgt. Somit sollen die not-

wendigen Anstrengungen nicht ständig auf jüngere (und 

dann auch zukünftige) Generationen verschoben werden 

können. Das Bundesverfassungsgericht sah die Gefahr, 

dass die zumindest theoretisch feststehende Restmenge 

an klimaschädlichen Kohlenstoffdioxid-Emissionen früh-

zeitig aufgebraucht wird. Dies hätte die Freiheiten jünge-

rer und zukünftiger Generationen bedroht, die dann um 

den vorgegeben Reduktionspad einzuhalten, ihr Leben 

und ihre Entscheidungen radikal einzuschränken hätten. 

Damit sich alle Bürgerinnen und Bürger langfristig auf die 

von ihnen geforderten Anstrengungen einstellen können, 

fordert der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts:

»Die Schonung künftiger Freiheit verlangt auch, den 
Übergang zu Klimaneutralität rechtzeitig einzuleiten. 
Konkret erfordert dies, dass frühzeitig transparente 
Maßgaben für die weitere Ausgestaltung der Treib-
hausgasreduktion formuliert werden, die für die er-
forderlichen Entwicklungs- und Umsetzungsprozesse 
Orientierung bieten und diesen ein hinreichendes 
Maß an Entwicklungsdruck und Planungssicherheit 
vermitteln.«3 

1 Vgl. bspw. Süddeutsche Zeitung (2021), Baerbock (2021) und Heberlein (2021).

2 Siehe BVerfGE 2656/18.

3 Siehe BVerfGE 2656/18, Leitsätze, Absatz 5. 	

Es stellt sich nun die Frage, ob diese Logik, zur »Scho-

nung künftiger Freiheiten« heute bereits Maßnahmen und 

Leitlinien zu entwickeln, nur beim Thema Klimawandel 

Anwendung findet, denn auch bei anderen Themen ver-

ändern heutige Entscheidungen bedeutend die Freihei-

ten morgiger erwachsener Bürger und zukünftiger Gene-

rationen. Neben dem Klimawandel ist hierbei sicherlich 

der demografische Wandel zu nennen. Auch dieser 

zeichnet sich dadurch aus, dass heutige Entscheidungen 

bspw. um das Rentenniveau oder den Leistungsumfang 

der sozialen Pflegeversicherung langfristige Auswirkun-

gen haben. Daher scheint eine Analyse, inwieweit das 

vorliegende »Klima-Urteil« übertragbar erscheint, zweck-

dienlich.

Dabei wird im Folgenden zuerst die Quintessenz des 

»Klima-Urteils« und seiner zugrundeliegenden Argumen-

tation dargestellt (Kapitel 2). Anschließend werden die 

Parallelen zwischen Klimawandel und dem demografi-

schen Wandel in Deutschland aus ökonomischer Per- 

spektive beleuchtet (Kapitel 3). Der Fokus liegt dabei 

insbesondere auf den Auswirkungen des demografi-

schen Wandels auf die sozialen Sicherungssysteme 

und den damit verbundenen fiskalischen Implikationen. 

Aus diesen werden dann mögliche Beschränkungen der 

Freiheit der Bürgerinnen und Bürger abgeleitet, welche 

denkbare Klagegründe für eine entsprechende Verhand-

lung vor dem Bundesverfassungsgericht ergeben (Kapi-

tel 4). Das Gutachten schließt mit einem Fazit (Kapitel 5).
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2. DAS »KLIMA-URTEIL«  

Im Kern der vier Verfassungsbeschwerden steht vor 

allem die Kritik an den Staatsorganen, eine Reduk-

tion von klimaschädlichen Emissionen, insbesondere 

Kohlenstoffdioxid CO2, nicht ausreichend vorangetrieben 

bzw. beschlossen zu haben. Das international akzeptier-

te Ziel, die CO2 induzierte Erwärmung auf 1,5 Grad Cel-

sius zu begrenzen, könne mit den beschlossenen Maß-

nahmen, insbesondere den festgehaltenen Zielen des 

Klimaschutzgesetzes, nicht erreicht werden. Die Lasten-

teilung falle, aufgrund der festgelegten Ziele des Klima-

schutzgesetzes zu stark auf Bürgerinnen und Bürger 

nach dem Jahr 2030, zurück. Darüber hinaus seien laut 

den Beschwerdeführenden Schutzpflichten insbesondere 

von Artikel 2 und Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 20 

GG verletzt worden. Dem letzteren Teil der Beschwerde, 

der Verletzung von Schutzpflichten, schlossen sich die 

Richter des Ersten Senats des Bundesverfassungsge-

richts nicht an, dem ersteren Teil jedoch schon. Formell 

wurden die Klagen von zwei deutschen Umweltverbän-

den und Beschwerdeführern aus Nepal und Bangladesch 

abgelehnt.

Manche schlussfolgern, dass die Generationengerech-

tigkeit nun auch in den Fokus der Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts aufgestiegen sei, und damit 

auch ökonomische Fragen unter diesem Aspekt ver-

handelt werden sollten.4 Andere widersprechen solchen 

Schlussfolgerungen.5 Der erste Senat selbst schreibt in 

der Urteilsbegründung:

»Das Grundgesetz verpflichtet unter bestimmten Vor-
aussetzungen zur Sicherung grundrechtsgeschützter 
Freiheit über die Zeit und zur verhältnismäßigen Ver-
teilung von Freiheitschancen über die Generationen. 
Als intertemporale Freiheitssicherung schützen die 
Grundrechte die Beschwerdeführenden hier vor einer 
einseitigen Verlagerung der durch Art. 20a GG aufge-
gebenen Treibhausgasminderungslast in die Zukunft 
(dazu bereits oben Rn. 117 ff.).« (Rn. 183)

4 Vgl. bspw. Rath und Benner (2021) oder Märtin und Mühlbach (2021).	

5 Vgl. bspw. Geyer-Hindesmith (2021).	

6 Vgl. bspw. Papier (2019).	

Die spannende Frage wird nun sein, wie das Bundesver-

fassungsgericht den Passus »unter bestimmten Voraus-

setzungen« in Zukunft auslegen wird. Es ist besonders 

interessant, inwieweit dieser Passus nur auf umweltpoli-

tische Themen aufgrund von Artikel 20a GG angewendet 

wird oder ob er auch weiter gefasst werden kann. Der 

erste Satz deutet zwar auf einen universellen Charak-

ter der Aussage hin, da ja vom Grundgesetz in Gänze 

die Rede ist. Jedoch greifen die Richter auch in ihrer 

Urteilsbegründung den Artikel 20a GG auf, der explizit 

die Generationengerechtigkeit in einen ökologischen 

Kontext stellt:

»Der Staat schützt auch in Verantwortung für die 
künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrund-
lagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßi-
gen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maß- 
gabe von Gesetz und Recht durch die vollziehen-
de Gewalt und die Rechtsprechung.« (Artikel 20a, 
Grundgesetz)

Andere Autoren haben sich daher auch für eine Ände-

rung von Artikel 20 GG ausgesprochen, um Klarheit dar-

über herzustellen, dass Generationengerechtigkeit nicht 

nur ökologisch (wie derzeit in Artikel 20a GG angelegt), 

sondern ebenfalls allgemein verstanden werden kann.6 
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3. PARALLELEN ZWISCHEN  
KLIMAWANDEL UND SOZIAL-  
VERSICHERUNG IM DEMO-  
GRAFISCHEN WANDEL 

G rundlegend sind Klimawandel und die Alterung 

der deutschen Gesellschaft erheblich verschie-

dene Problemstellungen. Dabei ist der größte 

Unterschied sicherlich, dass der Klimawandel ein globa-

les Problem darstellt, dessen Lösung auch nur zum Teil 

vom Beitrag Deutschlands abhängig ist. Die Alterung der 

deutschen Gesellschaft und deren Konsequenzen sind 

dagegen in erster Linie lokal geprägt und nur mittelbar, 

bspw. bei Fragen der Zuwanderung, mit anderen Staaten 

verbunden. Dies heißt jedoch nicht, dass Deutschland 

exklusiv mit dieser Problemstellung konfrontiert wäre. 

Fast alle Industrieländer und auch Schwellenländer wie 

China sehen sich einer Alterung ihrer Bevölkerungen 

gegenüber. Der Fakt aber, dass Deutschlands Alterung 

in erster Linie eine nationale Herausforderung ist und, 

ohne die Berücksichtigung ökonomischer Zweitrunden-

effekte, auch »nur« Auswirkungen auf heute und zukünf-

tig lebende deutsche Bürgerinnen und Bürger hat, sollte 

eigentlich eine klare Politik und eine damit verbundene 

Rechtsprechung einfacher machen.

Beide Problemfelder sind menschengemacht, aber 

unterliegen dabei unterschiedlichen Gesetzmäßigkeiten. 

Während Ansprüche gegenüber den Sozialversicherungs-

trägern theoretisch durch einen einfachen Parlaments-

beschluss gekürzt oder gar abgeschafft werden könnten, 

gestaltet sich eine Rückführung der Konsequenzen der 

Erderwärmung noch schwierig bis unmöglich. Techno-

logien wie bspw. Direct Air Capture, welche CO2 aus 

der Atmosphäre absaugen und dann umwandeln oder 

einlagern könnten, stehen zumindest zum derzeitigen 

Zeitpunkt noch nicht kosteneffizient zur Verfügung und 

sind auch nicht unumstritten.7 Doch auch den Anpas-

sungsmöglichkeiten bzw. dem Grad möglicher Einschnei-

dungen bei der sozialen Sicherung sind Grenzen gesetzt. 

Denn zum einen genießen gesetzliche Anwartschaften 

umfänglichen Vertrauensschutz, welcher sich aus Arti-

7 Vgl. bspw. Hanna et al. (2021).	

kel 20 GG ergibt. Zum anderen erscheinen drastische 

Kürzungen von Ansprüchen an gesetzliche Renten-, 

Kranken- oder sozialen Pflegeversicherungen in einer 

Demokratie, in welcher der Medianwähler immer älter 

wird, polit-ökonomisch ebenfalls kaum möglich. Daher 

können Anpassungen bei der sozialen Sicherung, ähnlich 

wie beim Klimaschutzgesetz, nur schrittweise erfolgen 

und sollten so ausgestaltet sein, dass sich Bürgerinnen 

und Bürger mit genügend Vorlauf darauf einstellen kön-

nen. So wäre bspw. eine Ausgliederung der ambulanten 

Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung 

denkbar, jedoch sicherlich nicht von heute auf morgen. 

Versicherten müsste genügend Zeit gegeben werden, um 

sich eine alternative private Lösung zu suchen und auch 

genügend für eine solche vorzusorgen. Allein darauf zu 

verweisen, dass die Erderwärmung ein physikalisches 

Phänomen und die Konsequenzen des demografischen 

Wandels auf die sozialen Sicherungssysteme ein sozial-

wissenschaftliches Problem darstellen, springt hier also 

zu kurz.

Ebenfalls gemein ist beiden Themenkomplexen, dass 

heutige Politikentscheidungen auf Prognosen oder 

Projektionen basieren müssen, die naturgemäß mit Un-

sicherheiten einhergehen. Dies ist beim Klimawandel 

nicht anders als beim demografischen Wandel. Jedoch 

gibt es in beiden Feldern einen starken wissenschaft-

lichen Konsens über die zukünftige Entwicklung und 

deren Konsequenzen. Es ist auch keineswegs so, dass 

sich die Effekte beider Problemfragestellungen nur 

auf die Zukunft beziehen. Wie wir dieser Tage leidvoll 

erfahren müssen, gilt es sich den Konsequenzen der 

Erderwärmung bereits heute zu stellen – mit verbesser-

tem Katastrophenschutz, angepasster Bauweise oder 

Veränderungen in der Landwirtschaft. Ähnliches gilt wie-

derum für den Bereich der sozialen Sicherung und ihrer 

demografischen Exposition. Die kombinierten Beitrags-
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sätze zur Arbeitslosen-, Renten-, Kranken- und Pflege-

versicherung sind zwar nicht auf einem historischen 

Höchststand, dieser wurde bereits 2003 erreicht. Jedoch 

sind die derzeitigen knapp 40 Prozent, gegeben die gute 

konjunkturelle Lage über die vergangenen 10 Jahre, 

trotzdem eine ökonomisch schwierige Ausgangslage, 

wie die nächsten Kapitel zeigen werden. Der Anstieg von 

26,5 Prozent in 1970 auf heute 39,95 Prozent hat zwar 

nur zum geringeren Teil mit dem demografischen Wandel 

und mehr mit der politisch gewollten Leistungsauswei-

tung zu tun (1970 gab es bspw. noch keine gesetzliche 

bzw. soziale Pflegeversicherung), jedoch ist der Unter-

schied bestechend.

Die fortführenden Kapitel beschreiben nun im Detail, wie 

sich der demografische Wandel auf die Finanzierung der 

sozialen Sicherungssysteme, insbesondere der gesetz-

lichen Rentenversicherung, der gesetzlichen Kranken-

versicherung und der sozialen Pflegeversicherung, 

auswirken wird. So wird deutlich, warum dies auch eine 

immense Beschränkung zukünftiger Freiheit bedeuten 

kann.

3.1 Der demografische Wandel in 
Deutschland

Deutschland sieht sich wie andere Industriestaa-

ten in den kommenden Dekaden einer massiven 

Alterung seiner Bevölkerung ausgesetzt. Der 

Grund dafür ist der seit geraumer Zeit zu beobachtende 

»doppelte Alterungsprozess«. Vom doppelten Alterungs-

prozess spricht man, da dieser zum einen durch die seit 

Mitte der 1970er Jahre geringe Geburtenziffer von 1,4 

Geburten pro (gebärfähiger) Frau verursacht wird und 

zum anderen durch die stetig steigende Lebenserwar-

tung aufgrund des medizinisch-technischen Fortschritts 

und weiterer Faktoren. So stieg die Lebenserwartung 

ab Geburt von 67,4 (Männer) bzw. 73,8 (Frauen) Jahren 

im Jahr 1970 auf heute 78,6 bzw. 83,4 Jahre. Dass dies 

keine neue Entwicklung ist, zeigt Abbildung 1, in welcher 

drei verschiedene Berechnungsweisen des sogenannten 

Altenquotienten dargestellt sind. Der Altenquotient gibt 

das Verhältnis von potenziellen Rentnern zu potenziellen 

Erwerbstätigen, definiert als Erwachsene über 20 Jahre 

bis hin zu einer bestimmten Altersgrenze. Diese Gren-

ze, ab wann man Personen als Rentner oder Rentnerin 

einordnet, ist nicht naturgegeben, sondern eine gesamt-

gesellschaftliche Entscheidung. Jedoch sieht man, dass 

durch diese Entscheidung nur das Niveau, nicht aber die 

Entwicklung per se beeinflusst wird. Es ist somit analog 

zum Klimawandel: Die maximale Erwärmung definiert das 

verbleibende Budget an Kohlenstoffdioxidemissionen. 

Das Renteneintrittsalter definiert hingegen das Beitrags-

potential der Sozialversicherungszweige und gleichzeitig 

– zumindest im Fall der gesetzlichen Rentenversicherung 

und auch der sozialen Pflegeversicherung – ebenfalls 

die Ausgaben. Je nach gesetzgeberischer Vorgabe sinkt 

oder steigt das Beitragspotential, ähnlich wie das ver-

bleibende Emissionsbudget im Falle der Erderwärmung. 

ABBILDUNG 1: ENTWICKLUNG VERSCHIEDENER ALTENQUOTIENTEN 
DER DEUTSCHEN BEVÖLKERUNG VON 1970–2020
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Destatis (2021)
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Szenario Jahr
Moderate 

Entwicklung 
(Variante 2)

Relativ alte 
Bevölkerung 
(Variante 4)

Relativ junge 
Bevölkerung 
(Variante 5)

Altenquotient 65+ 2020 36,7% (1,7:1) 36,8% (1,7:1) 36,8% (1,7:1)

2040 52,6% (0,9:1) 55,1% (0,8:1) 49,7% (1:1)

2060 57,5% (0,7:1) 64,9% (0,5:1) 49,5% (1:1)

Altenquotient 67+ 2020 31,3% (2,2:1) 31,4% (2,2:1) 31,4% (2,2:1)

2040 46,7% (1,1:1) 48,9% (1:1) 44,1% (1,3:1)

2060 50,2% (1:1) 56,8% (0,8:1) 43,1% (1,3:1)

Altenquotient 70+ 2020 24,5% (3:1) 24,5% (3:1) 24,5% (3:1)

2040 38,1% (1,6:1) 40,0% (1,5:1) 35,9% (1,8:1)

2060 40,3% (1,5:1) 45,9% (1,2:1) 34,4% (1,9:1)

Denn natürlich ist es ein signifikanter Unterschied, ob 

man ein Verhältnis von 2:1 potenziell Erwerbstätigen zu 

potenziellen Rentnern hat (Altenquotient 65+) oder eines 

von 3:1 im Jahr 2020 (Altenquotient 70+).

Die jüngsten Projektionen der 14. Koordinierten Bevölke-

rungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes 

gehen von einer weiteren Steigerung der Lebenserwar-

tung bei weiterhin niedriger Fertilität zwischen 1,4 und 

1,7 Kinder pro gebärfähiger Frau auf bis zu 86,2 (Män-

ner) bzw. 89,6 Jahre (Frauen) bis zum Jahr 2060 aus. 

Durch die oben genannten Fakten ist die demografische 

Entwicklung der Bundesrepublik, zumindest aus Sicht 

der Sozialversicherungen, für die nächsten 40 Jahre 

determiniert, wie Tabelle 1 zeigt. Haben wir heute ein 

Verhältnis von potenziellen Erwerbstätigen zu Rentnern 

von etwa 2,2:1 (Altenquotient 67+)8, wird sich dieses 

Verhältnis bis 2060 aus den oben genannten Gründen 

und den alternden geburtenstarken Jahrgängen, welche 

heute 45 bis 60 Jahre alt sind, auf einen Wert zwischen 

1,3:1 (Relativ junge Bevölkerung) bzw. 0,8:1 (Relativ 

alte Bevölkerung) bewegen. Eine moderate Entwicklung 

(Variante 2) würde im Jahr 2060 zu einem Verhältnis von 

potenziellen Erwerbstätigen zu potenziellen Rentnern 

8 In Prozent ausgedrückt entspricht dies beim Altenquotient 67+, 31,3 Prozent, von 100 Menschen sind 31 über 67 Jahre alt und 69 unter 

dieser Grenze.	

bei einer Grenze von 67 Jahren von 1:1 führen. D.  h. die 

Lasten, die heute ein Arbeitnehmer in Form von Sozial-

beiträgen trägt, würden sich ohne Reformen nahezu 

verdoppeln. Daran würde sich auch nichts ändern, wenn 

es zu einem unerwarteten signifikanten Anstieg der Ge-

burtenrate kommen sollte. Denn es müssten zunächst 

mindestens 20 Jahre vergehen, bis ein neugeborenes 

Kind zum potenziellen Beitragszahler wird.

In allen drei Varianten des Statistischen Bundesamts, 

selbst unter den optimistischsten Annahmen wie im Fall 

der relativ jungen Bevölkerung (Variante 5), steigen die 

Altersquotienten stark an. Nur bei einem geringen An-

stieg der Lebenserwartung, wie in Variante 5, beginnen 

die Altenquotienten um das Jahr 2040 wieder zu sinken, 

jedoch auch nicht mehr auf das heutige Niveau, sondern 

signifikant darüber. Dies ist auch bei einer starken Netto-

zuwanderung von langfristig 300.000 der Fall, welche 

ebenfalls der relativ jungen Bevölkerung (Variante 5) 

zugrunde liegt.

Dies bedeutet nun nicht, dass es nicht auch andere 

Variablen für die zukünftige Entwicklung der sozialen 

Versicherungssysteme gibt. Zu nennen wären hier die 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Destatis (2021)

 TABELLE 1: ENTWICKLUNG DES ALTENQUOTIENTEN BIS 2060 
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Erwerbsquote von Frauen, das allgemeine Produktivi-

tätsniveau als auch das Qualifikationsniveau der Zuwan-

derung. Allerdings ist die demografische Entwicklung die 

stärkste Determinante. Und hier gilt nun: Der Großteil 

der Zukunft ist ein Echo der Entscheidungen der Vergan-

genheit, welche naturgemäß unumkehrbar sind.

3.2 Demografie und Soziale Versiche-
rungssysteme

W ie Abschnitt 3.1 verdeutlicht hat, ist die demo-

grafische Entwicklung und insbesondere die 

Alterung der Gesellschaft zwar nicht eindeutig 

deterministisch vorgegeben, jedoch im Rahmen rationa-

ler Annahmen kaum veränderbar. So geht es also viel-

mehr um die Frage, welche Konsequenzen auf heutige 

Bürgerinnen und Bürger bzw. zukünftige Generationen 

zukommen.

Allgemein lässt sich festhalten, dass der demografische 

Wandel einen Einfluss auf fast alle gesellschaftlichen 

Felder haben wird. Der Arbeitsmarkt wird eine Senkung 

des Arbeitsangebots erfahren.9 Die Nachfrage nach 

verschiedenen Gütern wird sich verändern.10 Auch das 

Steueraufkommen ist demografieabhängig.11 All diese 

Effekte werden entweder über den Markt in ein neues 

Gleichgewicht gebracht oder aber erfordern politisches 

Handeln. So werden z.  B. Löhne in verschiedenen Sek-

toren steigen oder es muss für die menschliche Arbeits-

kraft ein technologisches Substitut – ob Roboter oder 

Algorithmus – gefunden werden. Spielzeugproduzenten 

und Anbieter von Hochzeitsausstattungen werden sich 

auf weniger Kunden einstellen müssen, während die 

Nachfrage nach Gesundheits- und Pflegedienstleistun-

gen und andere Produkte für den älteren Teil der Be-

völkerung weiter steigen dürfte. All dies sind normale 

Anpassungen einer sozialen Marktwirtschaft. Auch dass 

sich Steueraufkommen ändern, ist prinzipiell ein politi-

sches Problem, welches mit politischen Mitteln gelöst 

werden sollte und gelöst werden kann. Entweder sind 

Ausgaben zu senken – der Bedarf an Lehrern und sogar 

Polizisten sollte in einer älteren Bevölkerung deutlich 

kleiner ausfallen – oder aber die Wählerinnen und Wähler 

9 Vgl. bspw. Fuchs et al. (2017).	

10 Für eine makroökonomische Diskussion der Effekte vgl. Lindh et al. (2010).

11 Vgl. bspw. Beznoska und Hentze (2016).	

12 Die beiden anderen Versicherungssysteme, Arbeitslosen- sowie Unfallversicherung, zielen beide direkt auf Erwerbstätige und zeichnen 

sich durch keine über die Rentenaltersgrenze intendierte intergenerative Verteilungswirkung aus. Daher kann im Folgenden von diesen bei-

den Systemen abstrahiert werden.	

sind von einer Erhöhung der Steuern pro Kopf zu über-

zeugen. Es könnte auch eine Veränderung des Mix an 

Steuerarten erfolgen. Die besonders demografieanfällige 

Einkommensteuer könnte mit einer weniger demografie-

anfälligen Umsatzsteuererhöhung ausgeglichen werden. 

Auf solche Fragen sollte sich die Politik zwar rechtzeitig 

einstellen, jedoch ist fraglich, ob sie einen Grund für 

eine erfolgreiche Klage zum jetzigen Zeitpunkt ergeben 

würden. Vielmehr sind sie tief im politischen Wettbewerb 

um die besten Lösungen verankert.

Anders verhält es sich jedoch mit den sozialen Siche-

rungssystemen. Aufgrund ihrer Finanzierung nach dem 

Umlageverfahren (gesetzliche Rentenversicherung) bzw. 

der Beitragsbemessung nach dem Lohn und Lohnersatz 

(gesetzliche Krankenversicherung und soziale Pflegever-

sicherung) sind sie sowohl auf der Einnahmenseite als 

auch, da die Leistungen zumindest partiell mit dem Alter 

korrelieren, auch auf der Ausgabenseite demografiean-

fällig.12 Die Einnahmen werden, wie in den folgenden Ka-

piteln aufgezeigt wird, tendenziell sinken. Die Ausgaben 

für Renten, Gesundheits- und Pflegedienstleistungen 

steigen hingegen mit der Alterung der Gesellschaft. Dies 

stellt sich per se ähnlich dar wie bei der obigen Diskus-

sion um allgemeine Staatsaktivitäten und das Steuer-

aufkommen. Es gibt jedoch einen bedeutenden Unter-

schied: Das Ausgabenniveau wird in Zukunft neben der 

Demografie insbesondere auch durch heutige politische 

Entscheidungen determiniert. Hier zeigt sich die Ana-

logie zum Klima-Urteil. Je niedriger heutige Leistungs-

kürzungen bzw. je höher heutige Leistungsversprechen 

ausfallen, desto höher müssen Leistungskürzungen bzw. 

Beitragssatzanpassungen für morgige Erwerbstätige und 

zukünftige Generationen ausfallen.

Rein ökonomisch betrachtet ist dies eine ähnliche Frage 

wie die oben diskutierte generelle Staatstätigkeit. Juris-

tisch und staatswissenschaftlich stellt sich jedoch eine 

andere Situation dar. Bei Steuereinnahmen des Staates 

gilt das Non-Affektationsprinzip, welches besagt, dass 

es keine Zweckbindung von Steuern gibt. Bundes- und 

Länderregierungen können prinzipiell frei entscheiden, 

für welche öffentlichen Güter sie welchen Anteil ihres 

Steueraufkommens verwenden.
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Reicht das Steueraufkommen nicht aus, müssen die 

Ausgaben für öffentliche Güter zurückgefahren oder die 

Steuereinnahmen durch entsprechende Gesetzgebung 

erhöht werden.13 Bei den als Parafiski organisierten an-

gesprochenen Sozialversicherungszweigen sind die Aus-

gaben jedoch entweder explizit (gesetzliche Renten- und 

soziale Pflegeversicherung) oder implizit (gesetzliche 

Krankenversicherung) festgelegt. Da die Ausgaben über 

vorab explizite (gesetzliche Rentenversicherung) oder 

implizite (gesetzlichen Kranken- und soziale Pflegeversi-

cherung) Ansprüche determiniert werden und diese unter 

dem verfassungsrechtlichen Vertrauensschutz14 stehen, 

sind sie zumindest kurz- und mittelfristig als relativ fixiert 

anzusehen. Das Ausgabenniveau kann zwar immer noch 

durch entsprechende Beschlüsse und Gesetze geändert 

werden, aber aufgrund des Vertrauensschutzes eben nur 

langsam über die Zeit. Während es also bspw. ökono-

misch durchaus denkbar wäre, den ambulanten Sektor 

aus dem Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenver-

sicherung zu streichen, erscheint dies sowohl juristisch 

als auch polit-ökonomisch unmöglich.15 Daher bleiben 

dann nur die Erhöhung der Beiträge bzw. der Beitrags-

sätze, da auch die Erhöhung der Steuerzuschüsse zu 

den diskutierten Sozialversicherungszweigen aus juristi-

scher Sicht zumindest Fragen aufwirft.16 

Wenn jedoch Steuer- bzw. Bundeszuschüsse limitiert 

sind, die Ansprüche zurecht einen hohen Vertrauens-

schutz genießen und somit nur die Sozialbeiträge zum 

Ausgleich des Budgets bleiben, stellt sich die Frage der 

Verhältnismäßigkeit bzw. der grundsätzlichen Äquivalenz 

von Beiträgen und Leistungen. Zwar hat das Bundes-

verfassungsgericht in der Vergangenheit festgestellt, 

dass eine Gleichheitsverletzung (Artikel 3 Absatz 1 GG) 

und die damit verbundene Schwächung der Äquivalenz 

grundsätzlich mit dem Grundgesetz zu Zwecken des so-

zialen Ausgleichs vereinbar ist. Allerdings bedeutet dies 

nicht, dass es sich bei Beiträgen gänzlich um von den 

dazugehörigen Leistungen gelösten Zahlungen handelt. 

13 Alternativ stände noch eine Erhöhung der Staatsverschuldung zur Verfügung, wobei hier die sogenannte Schuldenbremse zu 

beachten ist.

14 Vgl. bspw. BVerfGE 97/271 (286), BVerfGE 116/96 (133 f.) oder BVerfGE 115/25 (44 und 49).

15 In einer alternden Gesellschaft steigt nicht nur das Durchschnittsalter der Bevölkerung, sondern auch das Alter des sogenannten

Medianwählers bzw. Medianwahlberechtigten. Je älter der Medianwähler, desto unwahrscheinlicher, dass eine Politik betrieben wird, 

welche von der älteren hin zur jüngeren Generation bspw. durch Einschränkungen des Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenver-

sicherung umverteilt.

16 Vgl. für eine Zusammenfassung zu Bundeszuschüssen Greß et al. (2020) und Butzer und Hollo (2017).

17 Vgl. BVerfGE 79/223 (236).	

18 Vgl. bspw. Statistisches Bundesamt (2018).	

19 Vgl. für eine ökonomische Analyse und ihre Auswirkungen auf den Beitragssatz, Ehrentraut und Heidler (2007).	

Vielmehr muss diese Verbindung ebenfalls in Betracht 

gezogen werden.17 Hinzu kommt noch der Fakt, dass 

eine intergenerative Umverteilung wie in den drei ange-

sprochenen Sozialversicherungszweigen nicht per se als 

treffsicherer sozialer Ausgleich verstanden werden kann. 

Sieht man sich bspw. die altersspezifische Vermögens-

verteilung der Haushalte an, sind ältere Haushalte durch-

aus finanziell bessergestellt als ihre jüngeren Pendants.18 

3.3 Gesetzliche Rentenversicherung

D ie gesetzliche Rentenversicherung ist sicher der 

eindeutigste Fall einer intergenerativen Umvertei-

lung, welche durch den oben beschriebenen de-

mografischen Wandel zunehmend in Schieflage versetzt 

wird. Zu Beginn der 2000er Jahre hatte dies auch die 

damalige Bundesregierung erkannt und entscheidende 

Maßnahmen ergriffen, um diese Schieflage zu verbes-

sern. Zu nennen ist hier das Altersvermögensgesetz aus 

dem Jahr 2002, welches versuchte mit der sogenannten 

Riester-Rente eine Umschichtung der Ansprüche aus 

dem Umlage- hin zum Kapitaldeckungsverfahren zu 

erwirken. Auch die Einführung des sogenannten Nach-

haltigkeitsfaktors zählt hierunter, welche mit dem Gesetz 

zur Sicherung der nachhaltigen Finanzierungsgrundla-

gen der gesetzlichen Rentenversicherung erfolgte. Der 

Nachhaltigkeitsfaktor funktioniert genau nach dem in 

3.2 beschriebenen Prinzip der langfristigen und behut-

samen Ausgabenkürzungen, indem er das Wachstum 

der Rentenbezüge anhand eines Demografiefaktors 

leicht drosselt und somit Einnahmen und Ausgaben der 

gesetzlichen Rentenversicherung versucht im Gleich-

gewicht zu halten. Die bekannteste Maßnahme dürfte die 

sogenannte Rente mit 67 sein (RV-Altersgrenzenanpas-

sungsgesetz), welche wiederum mit langem Vorlauf und 

somit für Bürgerinnen und Bürger absehbar das Ver-

hältnis von Beiträgen und Ausgaben in Einklang bringen 

soll.19 



10   KURZEXPERTISE ZUR NACHHALTIGKEIT DER SOZIALEN SICHERUNGSSYSTEME  

In der vergangenen Dekade hat nun die Politik mit Pro-

jekten wie der sogenannten Rente mit 63 oder Mütter-

renten wieder Ausgabenerhöhung beschlossen, welche 

insbesondere in der Zukunft große Wirkungen entfal-

ten.20 Die letzte Maßnahme in diese Richtung ist die so-

genannte doppelte Haltelinie. Im Dreieck von Ausgaben, 

Bundeszuschüssen und Beitragseinnahmen versucht 

sie im System (Nachhaltigkeitsfaktor) angelegte Renten-

niveaukürzungen zu verhindern und gleichzeitig eine 

Erhöhung des Beitragssatzes über eine gewisse Grenze 

auszuschließen. Sollte es nun zu Defiziten kommen, 

müssten diese vom Steuerzahler durch erhöhte Bun-

deszuschüsse zu decken sein – ohne dass jedoch eine 

explizite Rechtfertigung für eine solche Erhöhung erfolgt. 

Folgt man nun der Logik, dass Steuerzuschüsse zu den 

Parafiski zumindest eine gewisse Höchstgrenze kennen, 

verringert sich durch diese Maßnahmen der sogenannte 

»fiscal space« morgiger Beitragszahler und zukünftiger 

Generationen.21 Ähnlich wie beim Klimaschutzgesetz 

würde bei einer doppelten Haltelinie über das Jahr 

2025 hinaus das Budget zukünftiger Steuerzuschüsse 

zuungunsten jüngerer Bürgerinnen und Bürger sowie 

zukünftiger Generationen aufgebraucht. Die Haltelinien 

wären dann entweder nicht mehr zu halten oder aber 

die Steuerfinanzierung würde den Mehrheitsanteil an der 

Finanzierung übernehmen. Das würde die Äquivalenz 

von Beitrag und Leistung dann quasi obsolet machen. 

So zeigen bspw. Börsch-Supan und Rausch, dass eine 

doppelte Haltelinie kaufkraftbereinigt ca. 180 Mrd. Euro 

im Jahr 2060 an zusätzlichen Steuermitteln brauchen 

würde.22 Zusammen mit den bisherigen Bundeszuschüs-

sen würde dies dann das oben genannte Missverhältnis 

von Steuer- zu Beitragseinnahmen deutlich verschärfen.

Auch ohne eine doppelte Haltelinie nach 2025 gerät das 

Umlageverfahren der gesetzlichen Rentenversicherung 

deutlich unter Druck, was über die vergangenen Jahre 

mehrere Studien gezeigt haben. So kommen die meisten 

Studien mit gleichen Annahmen (bspw. der moderaten 

Entwicklung der Bevölkerung (Variante 2) der 14. Koordi-

nierten Bevölkerungsvorausberechnung von Destatis) zu 

ähnlichen Ergebnissen. Werding und Läpple errechnen 

einen Beitragssatz von 25% im Jahr 2060 bei Ausbleiben 

weiterer Reformen 23, Börsch-Supan und Rausch liegen 

20 Vgl. bspw. Hagist et al. (2014).	

21 Vgl. bspw. Butzer und Hollo (2017).

22 Vgl. Börsch-Supan und Rausch (2018).

23 Vgl. Werding und Läpple (2020).	

24 Vgl. Börsch-Supan und Rausch (2018).	

25 Vgl. Pimpertz (2021).	

hingegen bei 23,8% in 2060 24 und auch Pimpertz er-

rechnet mit 23,6% im Jahr 2060 25 einen ähnlichen Wert. 

Ausgehend vom heutigen Wert kann also davon aus-

gegangen werden, dass bei einem deutlich absinkenden 

Standardrentenniveau netto vor Steuern der Beitragssatz 

um über 30% zum heutigen Stand ansteigen müsste. 

Aufgrund des sinkenden Niveaus sinkt aber auch die 

durchschnittliche Rendite der jeweiligen Kohorten, was 

dann wiederum die Äquivalenz von Beitrag und Leis-

tung gefährdet. Sollte für größere Bevölkerungsgruppen 

die Rendite der umlagefinanzierten Rente systematisch 

negativ sein, ist dies nicht nur ein politisches Akzeptanz-

problem, sondern widerspricht auch der juristischen De-

finition einer nicht-steuerfinanzierten Sozialversicherung, 

in welcher eben Beiträge und Leistungen in einem »ge-

sunden« Verhältnis stehen sollten. Wenn ein Bürger oder 

eine Bürgerin nur durch eine unwahrscheinlich lange 

Lebenserwartung eine positive Rendite im Umlagever-

fahren erleben sollte, hat der Beitrag eher den Charakter 

einer Steuer – und unser Sozialversicherungssystem ist 

eben expressis verbis nicht auf Steuern aufgebaut, son-

dern hat den Charakter einer Versicherung. Eine Rendite, 

die insbesondere zwischen den Generationen signifikant 

unterschiedlich im Vorzeichen ist, dürfte dann nicht mehr 

als akzeptable Umverteilung zwischen den Generationen 

gesehen werden und könnte somit Anlass zu einer Klage 

vor dem Bundesverfassungsgericht bieten.

3.4 Gesetzliche Krankenversicherung

In der Öffentlichkeit wird die gesetzliche Kranken-

versicherung oftmals nicht mit der demografischen 

Entwicklung in Verbindung gebracht, da Rentner-

haushalte ja auch weiterhin Beiträge an diesen Sozial-

versicherungszweig entrichten. Betrachtet man aber 

durchschnittliche Zahlungsprofile der Leistungs- und 

Beitragsseite, zeigt sich, dass auch die gesetzliche 

Krankenversicherung einen Generationenvertrag darstellt 

– und zwar von drei Generationen.

Die Generation zwischen etwa 20 und 55 Jahren sind 

als Nettozahler des Systems anzusehen, während 

jüngere und ältere Generationen Nettoempfänger sind. 
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Daher ergibt sich auch hier ein demografischer Effekt 

auf Einnahmen und Ausgaben. Hinzu kommen noch die 

Auswirkungen des medizinisch-technischen Fortschritts, 

welche auch ohne explizit politische Beschlüsse den 

Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 

stetig erweitern.

Inwieweit auch Bundeszuschüsse bei der gesetzlichen 

Krankenversicherung legitim sind, ist abschließend noch 

nicht geklärt.26 Würden kommende Defizite allein durch 

Beitragssatzerhöhungen finanziert, ergibt sich eine noch 

dynamischere Entwicklung als bei der gesetzlichen Ren-

tenversicherung. Breyer und Lorenz errechnen einen Bei-

tragssatz von 26,5 Prozent in 2050, wobei dies nicht rein 

demografisch bedingt ist, sondern eben auch den Trend 

des überproportionalen, demografiebereinigten Ausga-

benwachstums mit ins Kalkül nimmt.27 Werding und Läp-

ple beziffern allein den demografischen Effekt mit einer 

Steigerung um 2,2 Prozentpunkte auf 17,7 Prozent Bei-

tragssatz im Jahr 2060.28 Im Gegensatz zur gesetzlichen 

Rentenversicherung sind bei der gesetzlichen Kranken-

26 Der wissenschaftliche Dienst des Bundestags gibt hier eine gute Übersicht zur Debatte, siehe Wissenschaftlicher Dienst des Bundes-

tages (2016).	

27 Dieses überproportionale Wachstum wird oft auf den ausgabenerhöhenden medizinisch-technischen Fortschritt zurückgeführt, 

vgl. Breyer und Lorenz (2020).	

28 Vgl. Werding und Läpple (2020).	

29 Vgl. Hagist und Raffelhüschen (2010).	

versicherung die politischen Handlungsoptionen zahl-

reicher. Die Beitragsbemessung könnte bspw. reformiert 

werden, da es sowieso nur bei der Leistungskategorie 

Krankengeld eine Äquivalenz aus Beitrag und Leistung 

gibt. Ansonsten führen Gehaltserhöhungen zumindest 

nach allgemeiner Lesart nicht zu einem erhöhten Krank-

heitsrisiko. Zudem gibt es auch zahlreiche Reformen 

auf der Leistungsseite, welche wohl einer Überprüfung 

des Bundesverfassungsgerichts Stand halten würden, 

da der Vertrauensschutz hier nicht so stark ins Gewicht 

fallen dürfte. Zwar wäre eine vollständige Ausgliederung 

des ambulanten Sektors chronisch Kranken und (noch) 

gesunden Haushalten kaum zuzumuten, aber bspw. 

eine Privatisierung zahnmedizinischer Leistungen, wie 

in der Schweiz oder in den Niederlanden, durchaus eine 

Möglichkeit. Zudem gibt es kaum Selbstbehalte in der 

gesetzlichen Krankenversicherung, welche zum einen 

die Finanzierungsstruktur und zum anderen Steuerungs-

wirkungen entfalten würden.29 Auch könnte man durch 

Effizienzgewinne, bspw. durch eine Konsolidierung der 

Krankenhauslandschaft, auch Ausgaben dämpfen. Zu 

ABBILDUNG 2: ALTERSSPEZIFISCHE BEITRÄGE UND LEISTUNGEN DER 
GESETZLICHEN KRANKENVERSICHERUNG
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guter Letzt gibt es auch die Hoffnung, dass die Digitali-

sierung des Gesundheitswesens nicht nur qualitätsstei-

gernd, sondern auch kostensenkend wirken könnte.

Zusammenfassend ist der Fall der gesetzlichen Kranken-

versicherung aus Sicht der Generationengerechtigkeit 

komplexer als der Fall der gesetzlichen Rentenversi-

cherung. Zum einen ist die Dynamik etwaiger Beitrags-

satzerhöhungen höher einzuschätzen. Zum anderen 

stehen dem Gesetzgeber jedoch vielmehr Handlungs-

optionen offen, da die Ansprüche abstrakt gehalten sind 

und keinen genauen Nennwert besitzen. Während eine 

absolute Rentenkürzung vor dem Hintergrund des Ver-

trauensschutzes wohl juristisch angreifbar wäre, ist dies 

bei einem Selbstbehalt, bspw. einer Praxisgebühr, nicht 

automatisch der Fall. Ökonomisch betrachtet sind beide 

Leistungskürzungen aber durchaus vergleichbar.

3.5 Soziale Pflegeversicherung

Der Hebel auf die Ausgaben aufgrund des de-

mografischen Wandels ist in keinem System 

so ausgeprägt, wie in Deutschlands jüngstem 

Zweig der sozialen Sicherung, der sozialen Pflegever-

sicherung. Dies zeigen auch die Beitragssatzprognosen 

bzw. -projektionen. Breyer und Lorenz errechnen einen 

Satz von 7,05 Prozent, wobei wiederum das vergangene, 

demografiebereinigte Trendwachstum integriert wird.30 

Bahnsen et al. kommen auf knapp sechs Prozent, wobei 

dies den alleinigen demografische Effekt darstellt.31 

Werding und Läpple hingegen gehen bis 2060 »lediglich« 

von einer Steigerung auf 3,9 Prozent aus.32 

30 Vgl. Breyer und Lorenz (2020).	

31 Vgl. Bahnsen et al. (2019).	

32 Vgl. Werding und Läpple (2020).	

Im Gegensatz zur gesetzlichen Krankenversicherung 

sind die erworbenen Ansprüche in der sozialen Pfle-

geversicherung explizit, da eindeutige Geldbeträge je 

nach Pflegegrad gezahlt werden. Daher dürfte hier der 

Vertrauensschutz wiederum deutlicher ausfallen, da 

Haushalte sich auch bei ihrem Sparverhalten auf die-

se Ansprüche eingestellt haben. Somit brauchen auch 

einschneidende Reformen bei der sozialen Pflegever-

sicherung Zeit. Die Beitragssätze sind isoliert zwar nicht 

besonders hoch, aber in Summe mit den beiden großen 

Schwesternsystemen und der aufgezeigten möglichen 

Dynamik stellt auch die soziale Pflegeversicherung ein 

Feld dar, welches für die Tragfähigkeit der deutschen 

Sozialversicherung signifikant erscheinen sollte. Ein 

Steuerzuschuss ist bei der sozialen Pflegeversicherung 

auch kaum zu legitimieren, da es keine ökonomisch 

relevante beitragsfreie Mitversicherung von Ehepartnern 

ohne eigenes Einkommen oder Kindern gibt. Da Pfle-

geausgaben insbesondere nach dem 75. Lebensjahr 

steigen, hat die Familienversicherung hier eher den Cha-

rakter der Hinterbliebenenversicherung, sozusagen als 

Teil des Versicherungsvertrages. Andere versicherungs-

fremde Leistungen sind auch nicht hinreichend groß, so 

dass der der Beitragssatz zur Finanzierung bleibt.
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4. MÖGLICHE KLAGEGRÜNDE  

Bei aller Euphorie um das »Klima-Urteil« sollte 

nicht vergessen werden, dass das Bundesverfas-

sungsgericht nur einem sehr spezifischen Teil der 

Klagen Recht gegeben hat. Dieser Teil bezog sich auf 

den Einsparungspfad für Kohlenstoffdioxidemissionen 

des Klimaschutzgesetzes. Ein ähnliches »Sozialsiche-

rungsschutzgesetz« mit konkreten Belastungsangaben 

fehlt bisher – und auch eine entsprechende Änderung 

des Artikels 20, welche Generationengerechtigkeit weiter 

als die Ökologie fasst.

Grundsätzlich sollten Verteilungsfragen, auch interge-

nerativer Natur, im demokratischen Wettbewerb ver-

handelt werden, zumal zumindest aus ökonomischer 

Sicht Generationengerechtigkeit ein schwieriges Maß 

darstellt.33 Nichtsdestotrotz könnten jüngere Mitbürger 

bzw. deren Eltern Klage einreichen, denn Freiheitsrech-

te, insb. durch Artikel 2 und Artikel 14 GG, sind durch 

die Entwicklung der notwendigen Beitragssätze oder 

alternativ Steuererhöhungen bedroht. Denn inwieweit die 

Belastungen, welche derzeit auf junge und zukünftige 

Kohorten abgewälzt werden, zum einen noch eine freie 

Entfaltung der Persönlichkeit zulassen und zum anderen 

das Eigentum am eigenen Einkommen nicht in Frage 

stellen, sollte sicherlich einmal höchstrichterlich über-

prüft werden. Dies gilt insbesondere, wenn der Gesetz-

geber langfristige und einschneidende Reformen, wie 

etwa die doppelte Haltelinie in der gesetzlichen Renten-

versicherung, über das Jahr 2025 hinaus anstrebt, 

33 Für eine Diskussion der Generationengerechtigkeit aus ökonomischer Sicht, vgl. Hagist (2011).	

34 Wenn alle Größen mit der gleichen Wachstumsrate wachsen, was für die Sozialversicherung nicht unplausibel erscheint, kürzt sich dies 

mathematisch heraus.	

oder eine Ausweitung der sozialen Pflegeversicherung in 

eine Vollversicherung, ohne entsprechende Rücklagen 

aufzubauen, plant. Solche Vorschläge finden sich in den 

Wahlprogrammen der bereits im Bundestag vertretenen 

Parteien und haben allein deshalb auch eine gewisse 

Wahrscheinlichkeit der Umsetzung. Ein einfaches Re-

chenbeispiel mag die Situation verdeutlichen, wenn im 

Jahr 2060 wirklich die Beitragssätze der oben genannten 

Studien gelten sollten oder eben sogar aufgrund neuer 

Reformen noch höhere.

Nehmen wir einen vollbeschäftigten Einzelhaushalt mit 

einem Einkommen von 3.500 Euro monatlich, was etwa 

dem Medianentgelt laut der Statistik der Bundesagen-

tur für Arbeit entspricht. Die Lohnsteuer können wir mit 

523,58 Euro pro Monat nehmen. Stilisiert fallen nun fol-

gende Abgaben an, wobei von Beiträgen zur Unfallver-

sicherung und etwaiger Berufsgenossenschaften sowie 

von einem Lohnwachstum abstrahiert wird: 34 
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Tabelle 2 zeigt nun die Belastung auf den Ein-Personen-

Haushalt mit einem monatlichen sozialversicherungs-

pflichtigen Entgelt von 3.500 Euro. Im Jahr 2021 lag 

die Summe aus den Beitragssätzen von gesetzlicher 

Renten-, gesetzlicher Kranken-, sozialer Pflege- und 

gesetzlicher Arbeitslosenversicherung bei 40 Prozent, 

wobei dieser Beitrag paritätisch auf Arbeitnehmer und 

Arbeitgeber aufgeteilt wird. Zusammen mit der Lohn-

steuer und den Arbeitnehmerbeiträgen ergibt sich 

eine Gesamtbelastung von 34,9 Prozent ((AN-Beitrag 

699,13 + Lohnsteuer 523,58) / Entgelt 3.500). Gemäß 

den projizierten Beitragssätzen der Arbeiten von Breyer 

und Lorenz (2020) und Werding und Läpple (2020) steigt 

diese Belastung 2040 auf 41,8 Prozent und 2050 sogar 

auf 44,8 Prozent an.

Ökonomisch betrachtet ist dies jedoch falsch gerechnet, 

da auch die Arbeitgeberbeiträge Lohnbestandteile sind. 

Nur wenn die bewertete Produktivität eines Arbeitneh-

mers gleich oder größer der Summe aus Bruttolohn und 

Lohnnebenkosten ist, wird er eingestellt. Daher müsste 

man eigentlich die Belastung auf die Summe aus Entgelt 

und Arbeitgeberbeiträgen beziehen. Dann ergibt sich 

jedoch im Jahr 2021 eine Belastung von 45,8 Prozent 

((AN-Beitrag 699,13 + AG-Beitrag 699,13 + Lohnsteuer 

523,58) / (Entgelt 3.500 + AG-Beitrag 699,13)), welche 

sich auf 57,2 Prozent im Jahr 2040 und 62,2 Prozent 

im Jahr 2050 erhöht. Will heißen: Im Jahr 2060 bleibt 

vom Erwirtschafteten eines Arbeitnehmers gerade noch 

38 Prozent übrig. In unserem Rechenbeispiel sind das 

1.931,67 von einer Wirtschaftsleistung von 4.544,75 

Jahr Kategorie GRV GKV SPV ALV Gesamt

2021 Beitragssatz 18,60% 15,90% 3,05% 2,40% 40,0%

Arbeitnehmeranteil € 325,5 278,25 53,38 42 699,13

Arbeitgeberanteil € 325,5 278,25 53,38 42 699,13

Gesamt € 651 556,5 106,75 84 1398,25

2040 Beitragssatz 22,50% 23,65% 5,17% 2,40% 53,7%

Arbeitnehmeranteil € 393,75 413,875 90,48 42 940,1

Arbeitgeberanteil € 393,75 413,875 90,48 42 940,1

Gesamt € 787,5 827,75 180,95 84 1880,2

2050 Beitragssatz 23,75% 26,50% 7,05% 2,40% 59,7%

Arbeitnehmeranteil € 415,63 463,75 123,38 42 1044,75

Arbeitgeberanteil € 415,63 463,75 123,38 42 1044,75

Gesamt € 831,25 927,5 246,75 84 2089,5

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis von Breyer und Lorenz (2020) und Werding und Läpple (2020)

TABELLE 2: BELASTUNGSWIRKUNG EINES TYPISIERTEN EIN-PERSONEN-
HAUSHALTS NAHE DEM MEDIANLOHN
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Euro. Von den 1.931,67 Euro gehen dann je nach 

Konsumverhalten noch Mehrwertsteuer, spezielle Ver-

brauchssteuern und andere Abgaben ab. Mit Blick auf 

den von Paul Kirchhof geprägten Halbteilungsgrundsatz, 

welcher zwar nach der Entscheidung des Bundesver-

fassungsgerichts aus dem Jahre 2006 keine allgemeine 

absolute Belastungsobergrenze mehr festlegt, rütteln 

diese Zahlen stark an jeder Verhältnismäßigkeit.35 Sollten 

also solche Beitragssätze erreicht werden oder durch 

heute beschlossene Reformen diese Entwicklung noch 

verstärkt werden, kommt eine Klage jedenfalls hinsicht-

lich Artikel 14 GG in Betracht.

Beschließt der Gesetzgeber jedoch, die steigenden 

Beitragssätze durch erhöhte Steuerzuschüsse auf-

zufangen, kommt zumindest im Fall der Rentenversi-

cherung schnell die Frage der Äquivalenz von Beitrag 

und Leistung ins Spiel. Hier ergäbe sich dann eine 

Klagemöglichkeit nach Artikel 3 GG, dem sogenannten 

Gleichheitsparagrafen. Ferner dürften die statistischen 

internen Renditen bspw. in der Renten-, aber auch in 

den anderen beiden Sozialversicherungen nicht syste-

matisch negativ, bspw. durch starke allein zukünftige 

Leistungskürzungen, ausfallen, da dann das Grundrecht 

aus Artikel 2 GG angegriffen wäre. Dies schützt »den 

beitragspflichtigen Versicherten vor einer Unverhältnis-

mäßigkeit von Beitrag und Leistung.« 36 

35 Vgl. BVerfGE 2194/99.	

36 Vgl. BVerfGE 115/25 (43).	
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5. FAZIT  

Zusammengefasst lässt sich sagen, dass auch der 

demografische Wandel und seine Auswirkung auf 

die Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme 

die Freiheiten heute junger und zukünftiger Generatio-

nen ernsthaft bedroht. Die Parallele zum Klimaschutz ist 

mehr als deutlich, denn bei beiden Problemstellungen 

verengen heute fehlende Reformen die Freiheiten in der 

Zukunft. Das Umlageverfahren der deutschen Sozialver-

sicherung ist eben auch ein Budget wie die Restemis-

sionsmenge beim Klimaschutz. Konkret bedeutet dies: 

Reagiert die Politik nicht bzw. falsch auf die Alterung der 

Gesellschaft in Bezug auf die soziale Sicherung, werden 

bereits im Jahr 2050 Beitragssätze von 60 Prozent er-

reicht. Will heißen: Knapp unter zwei Drittel der Produk-

tivität eines Arbeitnehmers bzw. einer Arbeitnehmerin 

fließen in die soziale Sicherung – und vom übrigen Drittel 

sollen dann noch Steuern abgeführt werden. Dies kann 

nicht der Verhältnismäßigkeit entsprechen – zumal es 

auch untere und mittlere Einkommensgruppen beträfe. 

Ökonomisch gibt es immer eine Anpassungsreaktion, 

in diesem Fall wohl »Voting by feet« im Wettbewerb der 

Systeme (eine Option, die es beim Klimawandel nur be-

dingt gibt). Eine Abwanderung von qualifizierten Köpfen 

kann in einer sozialen Marktwirtschaft aber niemand 

wollen. Und damit es dazu nicht kommt, muss Politik 

richtig reagieren. Es liegen genügend Politikoptionen auf 

dem Tisch, sei es das längere Arbeiten bei der Rente, 

mehr Wettbewerb im Gesundheitswesen oder die ver-

stärkte Eigenverantwortung bei der gut planbaren Pfle-

geversicherung. Sollte sich der Gesetzgeber jedoch in 

den nächsten Jahren aus politikökonomischen Gründen 

hinreißen lassen, weitere Ausgaben zu Lasten zukünf-

tiger Generationen zu beschließen oder schlicht Nichts 

zu tun, bleibt vor dem »Voting by feet« nur die Klage vor 

dem Bundesverfassungsgericht für die junge Generation 

und ihre Nachfolger. Dies könnte bspw. bei Weiterfüh-

rung einer doppelten Haltelinie in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung oder aber einer massiven Ausweitung 

der Leistungen von gesetzlicher Kranken- und sozialer 

Pflegeversicherung ohne entsprechende Gegenfinanzie-

rung der Fall sein. Alle genannten Analysen basieren auf 

der Annahme, dass der Status quo fortgeschrieben wird 

und zeigen dabei, dass die Situation bereits heute nicht 

nachhaltig ist und Freiheitsrechte junger Bürger und 

Bürgerinnen und auch zukünftiger Generationen stark 

einschränken wird. Tun wir jetzt Nichts oder das Falsche, 

wird entweder das durch das Grundgesetz geschützte 

Recht auf Entfaltung der Jüngeren (Verhältnismäßig-

keit) oder das Recht auf einen planbaren Lebensabend 

der Älteren (Vertrauensschutz) verletzt werden müssen. 

Wenn die Politik dies nicht bald selbst erkennt, müssen 

entsprechende Handlungen wohl höchstrichterlich an-

geordnet werden. Mathematik lässt sich am Ende eben 

auch nicht politisch oder mit Wunschdenken außer Kraft 

setzen.
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